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25. Oktober 2007
Pressemitteilung

Bund plant Kostenverschiebung bei „Hartz IV“ um rd. 400 Mio. Euro
Die Bundesregierung beabsichtigt, ihre Beteiligung an den SGB II-Kosten für Unterkunft und Heizung im Jahr 2008 um rd. 400 Mio. Euro abzusenken. Dabei orientiert sich der Bund allein an der sinkenden Zahl der Bedarfsgemeinschaften und nicht an den tatsächlich gestiegenen Gesamtausgaben. 

„Die Überlegungen der Bundesregierung zielen auf eine einseitige Entlastung des Bundes und eine deutliche Mehrbelastung der kommunalen Aufgabenträger. Nach der amtlichen SGB II-Statistik sind die Kosten für Unterkunft und Heizung im Vergleichszeitraum gestiegen, so dass überhaupt kein Einsparpotential für die Maßnahme des Bundes zu erkennen ist“, erklärt Dr. Michael Ermrich, Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, heute am Rande der Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistages in Berlin. 
Dr. Ermrich weist darauf hin, dass im Vergleichszeitraum (07/2005 bis 06/2006 zu 07/2006 bis 06/2007) auch in Sachsen-Anhalt die Zahl der Bedarfsgemeinschaften um rd. 4,8 % rückläufig sei, aber dennoch die Unterkunftskosten um rd. 2,6 % angestiegen sind. „Für uns ist entscheidend, was wir an die Hilfeempfänger auszuzahlen haben. Deshalb spielt für uns nicht die Zahl der Bedarfsgemeinschaften sondern die Kostenentwicklung die entscheidende Rolle“, ergänzt Dr. Ermrich.

Bezogen auf Sachsen-Anhalt dürfte die geplante Absenkung der Bundesbeteiligung an den Unterkunftskosten von bisher 31,2 v. H. auf künftig 28,6 v. H. Mindereinnahmen bei den Landkreisen und kreisfreien Städten von rd. 16,2 Mio. Euro ab 2008 bewirken, die angesichts der bestehenden Haushaltsfehlbeträge nicht vertretbar sind.

Angesichts der drohenden Auswirkungen auf die kommunalen Haushalte erwartet der Landkreistag, dass sich die Landesregierung beim Bund für eine Korrektur der Anpassungsformel im SGB II einsetzt, bei der die Entwicklung der Unterkunftskosten angemessen berücksichtigt wird.
Erläuterung:
Die Kosten für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II sind aus Sicht der Landkreise in Sachsen-Anhalt aus folgenden Gründen weiter steigend:

· Starker Anstieg der Energiekosten und damit der Betriebskosten für die Wohnungen der Hilfeempfänger.
· Die Rechtssänderung zum 01.04.2006 in Bezug auf die Bildung eigener Bedarfsgemeinschaften von Jugendlichen unter 25 Jahren hat zu einer Zuordnung dieses Personenkreises zu den Bedarfsgemeinschaften der Eltern und damit trotz rückläufiger Bedarfsgemeinschaftszahlen zu erhöhten Kosten geführt.

· Anrechnung von eigenem Einkommen aus geringfügigen Beschäftigungen zunächst beim Lebensunterhalt und erst zuletzt auf die kommunalen Unterkunftskosten.
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